
 

  

-

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Bundesrepublik Deutschland
Sozialgericht Bundessozialgericht
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 13
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen -
Datum 24.04.1998

2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum 24.08.2000

3. Instanz

Datum 21.06.2001

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des Landessozialgerichts Sachsen-
Anhalt vom 24. August 2000 aufgehoben. Die Sache wird zur erneuten Verhandlung
und Entscheidung an das Landessozialgericht zurÃ¼ckverwiesen.

GrÃ¼nde:

I

Streitig ist die GewÃ¤hrung von Versichertenrente wegen BerufsunfÃ¤higkeit (BU).

Der 1964 geborene KlÃ¤ger erlernte von September 1979 bis Juli 1982 in der
ehemaligen DDR den Beruf eines Facharbeiters fÃ¼r Agrotechnik und war
anschlieÃ�end bis August 1983 in diesem Beruf tÃ¤tig. Von September 1983 bis Juni
1985 war er als Lager- und Siloarbeiter beschÃ¤ftigt. Im Juli 1985 nahm er in
demselben Betrieb eine TÃ¤tigkeit als Lager- und Transportarbeiter auf, die er bis
Anfang 1987 ausÃ¼bte. Er wurde insoweit nach Lohngruppe 5 des
Rahmenkollektivvertrages Ã¼ber die Arbeits- und Lohnbedingungen der
WerktÃ¤tigen in den sozialistischen Betrieben des Ministeriums fÃ¼r Chemische
Industrie (RKV Chemie) entlohnt. WÃ¤hrend dieser Zeit erwarb er im Rahmen einer

                             1 / 11



 

Erwachsenenqualifizierung das Facharbeiterzeugnis als Transport- und
Lagerfacharbeiter. Danach war er von MÃ¤rz 1987 bis Mai 1989 im selben Betrieb
als Maschinist tÃ¤tig (ebenfalls Lohngruppe 5 RKV Chemie). Von Mai 1989 bis Mai
1990 absolvierte er den Wehrdienst und arbeitete anschlieÃ�end ab Juni 1990 in
seinem bisherigen Betrieb als Stahlkiesstrahler (ebenfalls Lohngruppe 5 RKV
Chemie). Im November 1991 erlitt er einen Arbeitsunfall mit erheblichen
Kopfverletzungen, aufgrund dessen er eine Unfallrente nach einer Minderung der
ErwerbsfÃ¤higkeit von 40 vH erhÃ¤lt. Seit Februar 1993 ist er im betrieblichen
Wachschutz im Drei-Schicht-Wechseldienst beschÃ¤ftigt.

Am 26. Januar 1993 beantragte der KlÃ¤ger bei der Beklagten Rente wegen
verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit. Die Beklagte lehnte den Rentenantrag ab
(Bescheid vom 8. Dezember 1994). Der Widerspruch blieb ohne Erfolg
(Widerspruchsbescheid vom 7. September 1995).

Das Sozialgericht Dessau (SG) hat die Beklagte antragsgemÃ¤Ã� verurteilt, dem
KlÃ¤ger ab 1. Januar 1993 Rente wegen BU zu gewÃ¤hren (Urteil vom 24. April
1998). Das Landessozialgericht Sachsen-Anhalt (LSG) hat die Berufung der
Beklagten zurÃ¼ckgewiesen (Urteil vom 24. August 2000). Es hat seine
Entscheidung im wesentlichen auf folgende ErwÃ¤gungen gestÃ¼tzt:

Dem KlÃ¤ger stehe Rente wegen BU gemÃ¤Ã� Â§ 43 des Sechsten Buches
Sozialgesetzbuch (SGB VI) zu. Er habe die allgemeine Wartezeit sowie die
Vorversicherungszeit erfÃ¼llt und sei berufsunfÃ¤hig. Als bisheriger Beruf des
KlÃ¤gers sei nicht die TÃ¤tigkeit als Transport- und Lagerarbeiter zugrunde zu
legen. Zwar habe er diese BeschÃ¤ftigung uU aus gesundheitlichen GrÃ¼nden
aufgeben mÃ¼ssen und anschlieÃ�end als Maschinist gearbeitet. Er habe aber nach
dem Wehrdienst sein TÃ¤tigkeitsfeld erneut geÃ¤ndert und sei Stahlkiesstrahler
geworden. Damit habe er sich von dem Beruf als Transport- und Lagerarbeiter
gelÃ¶st. Als sein bisheriger Beruf sei deshalb der eines Stahlkiesstrahlers
anzusehen. Diese TÃ¤tigkeit kÃ¶nne er aus gesundheitlichen GrÃ¼nden nicht mehr
ausÃ¼ben.

Die TÃ¤tigkeit als Stahlkiesstrahler sei der Gruppe mit dem Leitbild des
Facharbeiters zuzuordnen, wie sich aus den GesamtumstÃ¤nden des Falles ergebe.
Zwar sei der KlÃ¤ger zunÃ¤chst als Lager- und Siloarbeiter unterhalb der
Facharbeiterebene tÃ¤tig gewesen. Doch habe er sich in seiner anschlieÃ�enden
TÃ¤tigkeit als Transport- und Lagerarbeiter im Rahmen einer
Erwachsenenqualifizierung einer sechsmonatigen ganztÃ¤gigen theoretischen
Ausbildung unterzogen und den Facharbeiterbrief in diesem Beruf erworben
(Zeugnis vom 17. Januar 1986). Wie er in der mÃ¼ndlichen Verhandlung dargelegt
habe, sei ihm die vorherige Zeit als Lager- und Siloarbeiter als Einarbeitungszeit
fÃ¼r die Facharbeiterausbildung angerechnet worden. Schon der Umfang der damit
absolvierten Gesamtausbildung lasse darauf schlieÃ�en, daÃ� die Ausbildungsdauer
insgesamt mehr als zwei Jahre betragen habe. Hinzu komme, daÃ� der KlÃ¤ger mit
Beginn seiner TÃ¤tigkeit als Transport- und Lagerarbeiter im Juli 1985 in die
Lohngruppe 5 des RKV Chemie eingestuft gewesen sei. Nach Ziff 3.2 der Anlage 11
zu diesem Vertrag setze eine Einstufung in diese Gruppe als erforderliche
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Qualifikation die eines Facharbeiters in einer der Arbeitsaufgabe entsprechenden
Ausbildungsrichtung voraus. Mit der Einstufung des KlÃ¤gers in diese Gruppe habe
sein damaliger Arbeitgeber zum Ausdruck gebracht, daÃ� der qualitative Wert der
geleisteten Arbeit der eines Facharbeiters entspreche. Die Wertigkeit der vom
KlÃ¤ger geleisteten Arbeit habe sich in den nachfolgend ausgeÃ¼bten TÃ¤tigkeiten
als Maschinist und als Stahlkiesstrahler nicht geÃ¤ndert. Denn wÃ¤hrend dieser
beiden TÃ¤tigkeiten sei der KlÃ¤ger weiterhin in derselben Facharbeiterlohngruppe
eingruppiert gewesen, welche den Erwerb einer Facharbeiterqualifikation in einer
der Arbeitsaufgabe entsprechenden Ausbildungsrichtung vorausgesetzt habe.

Da der KlÃ¤ger als Facharbeiter Berufsschutz genieÃ�e, sei er nur auf die
nÃ¤chstniedrigere Stufe der Gruppe mit dem Leitberuf des angelernten Arbeiters
verweisbar, nicht jedoch auf ungelernte TÃ¤tigkeiten. Er kÃ¶nne noch leichte und
mittelschwere kÃ¶rperliche Arbeiten im Wechsel der drei Haltungsarten
vollschichtig verrichten. Nicht ausfÃ¼hrbar seien Arbeiten mit lÃ¤ngeren und
dauernden Zwangshaltungen und Arbeiten in NÃ¤sse, Zugwind und mit der Gefahr
der UnterkÃ¼hlung. Nicht mÃ¶glich seien ferner Arbeiten in Wechselschicht unter
EinschluÃ� von Nachtschicht. Eine Verweisung auf den von der Beklagten
benannten Beruf des Wachmannes, den der KlÃ¤ger zur Zeit tatsÃ¤chlich ausÃ¼be,
sei nicht mÃ¶glich. Zum einen sei die TÃ¤tigkeit als Wachmann fÃ¼r den KlÃ¤ger
aus gesundheitlichen GrÃ¼nden nicht zumutbar. Hiergegen spreche nicht, daÃ� er
tatsÃ¤chlich als Wachmann beschÃ¤ftigt sei. Er Ã¼be diese TÃ¤tigkeit auf Kosten
seiner Gesundheit aus. Nachtschichten seien ihm nach dem im Berufungsverfahren
eingeholten Gutachten des Dr. G aus gesundheitlichen GrÃ¼nden nicht zuzumuten.
Im Ã¼brigen kÃ¶nne er aus sozialen GrÃ¼nden nicht auf eine TÃ¤tigkeit als
Wachmann verwiesen werden, da es sich hierbei um eine ungelernte TÃ¤tigkeit
handele. Nach einer im erstinstanzlichen Verfahren eingeholten Auskunft der
jetzigen Arbeitgeberin sei der KlÃ¤ger in Entgeltgruppe 3 eingestuft. In dieser
Gruppe seien Arbeitnehmer erfaÃ�t, die TÃ¤tigkeiten verrichteten, fÃ¼r die eine
Einarbeitungszeit von bis zu drei Monaten erforderlich sei. Deshalb sei diese
TÃ¤tigkeit der Qualifikationsgruppe mit dem Leitberuf des ungelernten Arbeiters
zuzuordnen.

Auch auf eine TÃ¤tigkeit als PfÃ¶rtner kÃ¶nne der KlÃ¤ger nicht verwiesen werden,
da diese auch Aufgaben einfachster Art umfassen kÃ¶nne. Eine BeschÃ¤ftigung als
Telefonist kÃ¶nne er aus gesundheitlichen GrÃ¼nden nicht mehr ausÃ¼ben. Eine
TÃ¤tigkeit als Poststellenmitarbeiter sei ihm ebenfalls nicht zumutbar, weil die
Einarbeitungszeit fÃ¼r eine PoststellentÃ¤tigkeit in groÃ�en Einheiten etwa ein
halbes Jahr betrage und in kleinen Einheiten keine reine PoststellentÃ¤tigkeit
anfalle.

Mit der vom LSG zugelassenen Revision rÃ¼gt die Beklagte einen VerstoÃ� gegen 
Â§ 43 SGB VI sowie Â§Â§ 103 und 128 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG). Mit dem
LSG sei davon auszugehen, daÃ� der bisherige Beruf des KlÃ¤gers der des
Stahlkiesstrahlers gewesen sei. Dies sei aber im Gegensatz zur Auffassung des
Berufungsgerichts nicht eine FacharbeitertÃ¤tigkeit gewesen, sondern eine
angelernte TÃ¤tigkeit des unteren Bereichs. Die TÃ¤tigkeit als Stahlkiesstrahler sei
in der ehemaligen DDR kein Ausbildungsberuf gewesen. Der KlÃ¤ger sei in diese
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TÃ¤tigkeit nur zwei Monate eingearbeitet worden. Er habe auch keine vergleichbare
Facharbeiterausbildung vorzuweisen. Insbesondere habe er nur eine sechsmonatige
theoretische Ausbildung im Rahmen der Erwachsenenqualifizierung durchlaufen.
Eine Anrechnung der vorherigen Ausbildungszeit als Transport- und Lagerarbeiter
auf die TÃ¤tigkeit als Stahlkiesstrahler sei nicht mÃ¶glich, weil die jeweiligen
Arbeitsaufgaben vÃ¶llig unterschiedlich seien. Im Ã¼brigen habe das LSG nicht
ermittelt, ob qualitÃ¤tsfremde Merkmale fÃ¼r die Eingruppierung in eine
Facharbeiterlohngruppe entscheidend gewesen seien. Die Lohngruppe 5 habe die
Qualifikation eines Facharbeiters vorausgesetzt, die der KlÃ¤ger jedoch nicht
vorweisen kÃ¶nne. Die in der Anlage 11 zum RKV Chemie aufgefÃ¼hrten
Ausbildungsrichtungen, die der Arbeitsaufgabe der Lohngruppe 5 entsprechen
kÃ¶nnten, beinhalteten gerade nicht die TÃ¤tigkeit als Transport- und
Lagerfacharbeiter bzw als Stahlkiesstrahler.

Selbst wenn man von einer Facharbeiterqualifikation ausgehe, kÃ¶nne der KlÃ¤ger
auf eine TÃ¤tigkeit als Wachmann verwiesen werden. Er kÃ¶nne diese aus
gesundheitlichen GrÃ¼nden noch ausÃ¼ben. Der SachverstÃ¤ndige Dr. G habe im
Gegensatz zur Auffassung des LSG Arbeiten in Wechselschicht mit Nachtschicht
fÃ¼r den KlÃ¤ger nicht generell ausgeschlossen. Eine BeschÃ¤ftigung als
Wachmann sei fÃ¼r den KlÃ¤ger auch sozial zumutbar. Die Einarbeitungszeit
betrage in der Regel drei Monate. Dies ergebe sich aus dem Schreiben der
Arbeitgeberin des KlÃ¤gers vom 1. April 1997. Somit handele es sich um eine
angelernte TÃ¤tigkeit des unteren Bereichs.

Die Beklagte beantragt,
das Urteil des Landessozialgerichts Sachsen-Anhalt vom 24. August 2000 sowie das
Urteil des Sozialgerichts Dessau vom 24. April 1998 aufzuheben und die Klage
abzuweisen.

Der KlÃ¤ger beantragt,
die Revision zurÃ¼ckzuweisen.

Er hÃ¤lt das Berufungsurteil fÃ¼r zutreffend.

II

Die zulÃ¤ssige Revision der Beklagten ist iS der ZurÃ¼ckverweisung begrÃ¼ndet.

Gegenstand des Revisionsverfahrens ist der Bescheid der Beklagten vom 8.
Dezember 1994 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 7. September
1995, soweit darin die GewÃ¤hrung von Versichertenrente wegen BU abgelehnt
worden ist. Die in diesem Verwaltungsakt ebenfalls ausgesprochene Versagung der
Versichertenrente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit und der Invalidenrente nach Art 2 Â§
7 des RentenÃ¼berleitungsgesetzes hat der KlÃ¤ger bereits im sozialgerichtlichen
Verfahren nicht mehr angegriffen.

Der Rentenanspruch des KlÃ¤gers richtet sich nach Â§ 43 SGB VI in der bis zum 31.
Dezember 2000 geltenden Fassung (vgl Â§ 300 Abs 2 SGB VI). Diese Vorschrift setzt
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zunÃ¤chst die ErfÃ¼llung der allgemeinen Wartezeit (vgl Â§ 50 Abs 1, Â§ 51 Abs 1
SGB VI) sowie das Vorhandensein von drei Jahren PflichtbeitrÃ¤gen fÃ¼r eine
versicherte BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit in den letzten fÃ¼nf Jahren vor Eintritt
des Versicherungsfalles voraus (vgl Â§ 43 Abs 1 Satz 1 Nr 2 und 3 SGB VI).
DarÃ¼ber hinaus muÃ� BU vorliegen (vgl Â§ 43 Abs 1 Satz 1 Nr 1 SGB VI).

BerufsunfÃ¤hig sind nach Â§ 43 Abs 2 SGB VI Versicherte, deren ErwerbsfÃ¤higkeit
wegen Krankheit oder Behinderung auf weniger als die HÃ¤lfte derjenigen von
kÃ¶rperlich, geistig und seelisch gesunden Versicherten mit Ã¤hnlicher Ausbildung
und gleichwertigen Kenntnissen und FÃ¤higkeiten gesunken ist. Der Kreis der
TÃ¤tigkeiten, nach denen die ErwerbsfÃ¤higkeit von Versicherten zu beurteilen ist,
umfaÃ�t alle TÃ¤tigkeiten, die ihren KrÃ¤ften und FÃ¤higkeiten entsprechen und
ihnen unter BerÃ¼cksichtigung der Dauer und des Umfangs ihrer Ausbildung sowie
ihres bisherigen Berufs und der besonderen Anforderungen ihrer bisherigen
BerufstÃ¤tigkeit zugemutet werden kÃ¶nnen. BerufsunfÃ¤hig ist nicht, wer eine
zumutbare TÃ¤tigkeit vollschichtig ausÃ¼ben kann; dabei ist die jeweilige
Arbeitsmarktlage nicht zu berÃ¼cksichtigen.

Ausgangspunkt der PrÃ¼fung von BU ist nach der stÃ¤ndigen Rechtsprechung des
Bundessozialgerichts (BSG) der "bisherige Beruf", den der Versicherte ausgeÃ¼bt
hat (BSG SozR 2200 Â§ 1246 Nr 107, 169). In der Regel ist dies die letzte nicht nur
vorÃ¼bergehende versicherungspflichtige BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit, von der
auch bei nur kurzfristiger AusÃ¼bung auszugehen ist, wenn sie zugleich die
qualitativ hÃ¶chste im Berufsleben des Versicherten gewesen ist (BSG SozR 2200
Â§ 1246 Nr 130, 164). Danach ist, wie vom LSG angenommen, vom Grundsatz her
vorliegend die vom KlÃ¤ger zuletzt ausgeÃ¼bte BeschÃ¤ftigung eines
Stahlkiesstrahlers zugrunde zu legen. Etwas anderes gilt, wenn der KlÃ¤ger frÃ¼her
einen hÃ¶herwertigen Beruf ausgeÃ¼bt hat, von dem er sich noch nicht im
Rechtssinne "gelÃ¶st" hat. Dann kommt dieser Beruf als "bisheriger" Beruf in
Betracht. Ob dies vorliegend der Fall ist, lÃ¤Ã�t sich anhand der
Tatsachenfeststellungen des Berufungsgerichts nicht beurteilen.

Eine hÃ¶here Wertigkeit frÃ¼herer TÃ¤tigkeiten des KlÃ¤gers vermag der Senat
bereits deshalb nicht auszuschlieÃ�en, weil er die vom LSG vorgenommene
Einstufung des Stahlkiesstrahlerberufs in die Gruppe mit dem Leitberuf des
Facharbeiters nicht ohne weiteres bestÃ¤tigen kann.

Zur Erleichterung der Einordnung der Berufe der Versicherten hat die
Rechtsprechung des BSG diese in Gruppen eingeteilt. Diese Berufsgruppen sind
ausgehend von der Bedeutung, die Dauer und Umfang der Ausbildung fÃ¼r die
QualitÃ¤t eines Berufs haben, gebildet worden. Dementsprechend werden die
Gruppen durch die Leitberufe des Vorarbeiters mit Vorgesetztenfunktion bzw des
besonders hoch qualifizierten Facharbeiters, des Facharbeiters (anerkannter
Ausbildungsberuf mit einer Ausbildungszeit von mehr als zwei Jahren), des
angelernten Arbeiters (sonstiger Ausbildungsberuf mit einer Regelausbildungszeit
von drei Monaten bis zu zwei Jahren) und des ungelernten Arbeiters charakterisiert
(zB BSGE 59, 201 = SozR 2200 Â§ 1246 Nr 132; BSG SozR 2200 Â§ 1246 Nr 138,
140).
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Die Einordnung eines bestimmten Berufs in dieses Mehrstufenschema erfolgt nicht
ausschlieÃ�lich nach der Dauer der absolvierten fÃ¶rmlichen Berufsausbildung.
Ausschlaggebend ist allein die QualitÃ¤t der verrichteten Arbeit, dh der aus einer
Mehrzahl von Faktoren zu ermittelnde Wert der Arbeit fÃ¼r den Betrieb. Es kommt
auf das Gesamtbild an, wie es durch die in Â§ 43 Abs 2 Satz 2 SGB VI am Ende
genannten Merkmale (Dauer und Umfang der Ausbildung, bisheriger Beruf,
besondere Anforderungen der bisherigen BerufstÃ¤tigkeit) umschrieben wird (BSG
SozR 3-2000 Â§ 1246 Nr 27, 33).

In Anwendung dieser Kriterien lÃ¤Ã�t sich eine Einstufung des Berufs als
Stahlkiesstrahler in die Gruppe mit dem Leitberuf des Facharbeiters nicht ohne
weiteres bestÃ¤tigen. Den Tatsachenfeststellungen des LSG ist bereits nicht zu
entnehmen, ob es sich bei dem Beruf des Stahlkiesstrahlers Ã¼berhaupt um einen
Ausbildungsberuf gehandelt hat.

War dies der Fall, so fehlte dem KlÃ¤ger zwar die erforderliche fÃ¶rmliche
Ausbildung, aber auch ohne eine solche kÃ¶nnte er als Facharbeiter anzusehen
sein. Eine Zuordnung zum Leitberuf des Facharbeiters ist von der Rechtsprechung
des BSG auch dann bejaht worden, wenn der Versicherte einen anerkannten
Ausbildungsberuf wettbewerbsfÃ¤hig ausgeÃ¼bt hat und entsprechend entlohnt
worden ist (BSG SozR 2200 Â§ 1246 Nr 53, 68; BSGE 58, 239 = SozR 2200 Â§ 1246
Nr 129; BSG SozR 2200 Â§ 1246 Nr 150; BSGE 65, 169 = SozR 2200 Â§ 1246 Nr 168
; Senatsurteil vom 1. September 1999 â�� B 13 RJ 89/98 R -, Umdruck S 7). Mangels
entsprechender Feststellungen des LSG dazu, wie die TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers als
Stahlkiesstrahler konkret ausgestaltet war, kann nicht beurteilt werden, ob der
KlÃ¤ger einen etwaigen Ausbildungsberuf wettbewerbsfÃ¤hig ausgeÃ¼bt hat.

Sofern der Beruf des Stahlkiesstrahlers nicht zu den Ausbildungsberufen gehÃ¶rte,
kÃ¶nnte er der Gruppe mit dem Leitberuf des Facharbeiters zuzurechnen sein,
wenn seine Wertigkeit derjenigen eines anerkannten Ausbildungsberufs entsprach.
Diese Wertigkeit kÃ¶nnte sich insbesondere aus den einschlÃ¤gigen
tarifvertraglichen Regelungen und der darauf beruhenden Eingruppierung durch
den letzten Arbeitgeber ergeben. Nach der Rechtsprechung des BSG ist die in dem
einschlÃ¤gigen Tarifvertrag vorgenommene Einstufung einer TÃ¤tigkeit geeignet,
den Stand der Anschauungen der maÃ�gebenden Kreise Ã¼ber die Wertigkeit eines
Berufs zu vermitteln (BSGE 68, 277 = SozR 3-2200 Â§ 1246 Nr 13; BSG SozR 3-2200
Â§ 1246 Nr 14). Soweit die Tarifvertragsparteien eine bestimmte Berufsart im
Lohngruppenverzeichnis auffÃ¼hren und einer bestimmten TÃ¤tigkeitsgruppe
zuordnen, kann in der Regel davon ausgegangen werden, daÃ� die tarifvertragliche
Einstufung der einzelnen in einer Tarifgruppe genannten TÃ¤tigkeiten auf deren
QualitÃ¤t beruht (BSGE 70, 56 = SozR 3-2200 Â§ 1246 Nr 21). Zur Feststellung der
tariflichen Eingruppierung muÃ� zunÃ¤chst der beim Ausscheiden des Versicherten
aus der versicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigung zeitlich und Ã¶rtlich maÃ�gebende
Tarifvertrag ermittelt werden (vgl dazu Senatsurteil vom 19. Juni 1997 â�� 13 RJ
73/96 -, Umdruck S 6). Zeiten der Versicherungspflicht aufgrund des Bezugs von
Sozialleistungen wÃ¤hrend eines bestehenden ArbeitsverhÃ¤ltnisses oder Zeiten, in
denen das ArbeitsverhÃ¤ltnis aufgrund des Bezugs von Sozialleistungen
weiterbestand, ohne daÃ� Arbeit geleistet wurde, sind nicht zu berÃ¼cksichtigen
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(BSG SozR 3-2200 Â§ 1246 Nr 22, 29, 32). Der Tarifvertrag ist dann daraufhin zu
untersuchen, ob die Lohngruppen allgemein nach QualitÃ¤tsstufen geordnet sind
(vgl zB Senatsurteil vom 26. August 1994 â�� 13 RJ 3/94 -, Umdruck S 9) und ob
darin der zu prÃ¼fende Beruf als solcher eingestuft ist oder ob der Tarifvertrag
insoweit lediglich allgemeine Merkmale enthÃ¤lt, nach denen der jeweilige
Arbeitgeber eine Eingruppierung der betreffenden TÃ¤tigkeit vorzunehmen hat (zu
diesem Unterschied vgl insbesondere BSGE 70, 56 = SozR 3-2200 Â§ 1246 Nr 21).

Das LSG hat insoweit nur ausgefÃ¼hrt, mit der Eingruppierung des KlÃ¤gers in die
Lohngruppe 5 habe sein damaliger Arbeitgeber zum Ausdruck gebracht, der
qualitative Wert der geleisteten Arbeit entspreche der eines Facharbeiters. FÃ¼r die
Eingruppierung in diese Lohngruppe sei der Erwerb einer Facharbeiterqualifikation
in einer der Arbeitsaufgabe entsprechenden Ausbildungsrichtung Voraussetzung
gewesen. Eine Gesamtschau der UmstÃ¤nde lasse den SchluÃ� zu, daÃ� der
KlÃ¤ger auch bezÃ¼glich seiner zuletzt ausgeÃ¼bten TÃ¤tigkeit der Gruppe mit
dem Leitbild des Facharbeiters zuzuordnen sei. Dagegen hat das Berufungsgericht
keine Feststellungen dazu getroffen, welcher Tarifvertrag insoweit anzuwenden war.
Als Ausgangspunkt fÃ¼r seine Beurteilung hat das LSG zwar den RKV Chemie
zugrunde gelegt, aber nicht ausgefÃ¼hrt, von welchem Zeitpunkt des Ausscheidens
des KlÃ¤gers aus der maÃ�geblichen versicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigung es
ausgegangen ist, zB dem Zeitpunkt des Unfalls im November 1991 oder dem
Wechsel zur TÃ¤tigkeit eines Wachmannes im Februar 1993. Hierzu hÃ¤tte schon
deswegen Veranlassung bestanden, weil der KlÃ¤ger nach dem Arbeitsunfall
anscheinend noch Arbeitsversuche in seinem alten Beruf unternommen hat.
UnabhÃ¤ngig davon hÃ¤tte es nÃ¤herer AusfÃ¼hrungen dazu bedurft, ob und ggf
wie lange der genannte Vertrag hinsichtlich des in Frage kommenden Zeitraums,
der nach dem Beitritt der DDR lag, noch gegolten hat.

Im Ã¼brigen hat das LSG nicht geprÃ¼ft, wovon die entsprechende Eingruppierung
des KlÃ¤gers in die Lohngruppe 5 abhing. Es hat insbesondere keine
AusfÃ¼hrungen dazu gemacht, ob der Beruf des Stahlkiesstrahlers in dem RKV
Chemie ausdrÃ¼cklich aufgefÃ¼hrt ist, ob dieser Vertrag nach QualitÃ¤tsstufen
gegliedert ist und wie die TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers insoweit eingeordnet werden
konnte. Das LSG hÃ¤tte die in diesem Vertrag aufgefÃ¼hrten Tarifmerkmale im
einzelnen nÃ¤her untersuchen mÃ¼ssen. Statt dessen hat es sich nur mit einer in
Ziff 3.2 RKV Chemie genannten Voraussetzung â�� nÃ¤mlich der
Facharbeiterqualifikation in einem anderen Beruf â�� befaÃ�t und diese aufgrund
der Facharbeiterausbildung des KlÃ¤gers als Lager- und Transportarbeiter bejaht,
sich aber nicht mit den Ã¼brigen in dem Vertrag genannten Voraussetzungen
auseinandergesetzt und vor allem nicht geprÃ¼ft, ob der KlÃ¤ger diese
Voraussetzungen auch fÃ¼r den Beruf des Stahlkiesstrahlers erfÃ¼llte.

Bei der Suche nach der fÃ¼r die Wertigkeit des bisherigen Berufs relevanten
Lohngruppe sind im Ã¼brigen nach der Rechtsprechung des BSG alle Merkmale
auszuschalten, die im wesentlichen auf qualitÃ¤tsfremden Gesichtspunkten
beruhen (vgl zB BSGE 51, 50 = SozR 2200 Â§ 1246 Nr 71; BSG SozR 2200 Â§ 1246
Nr 122; BSG SozR 3-2200 Â§ 1246 Nr 14; BSG SozR 3-2600 Â§ 43 Nr 23), wie zB auf
mit der TÃ¤tigkeit verbundenen Nachteilen und Erschwernissen (zB Akkord-, Nacht-
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und Schmutzarbeit) oder auf sozialen GrÃ¼nden wegen in der Person des
Arbeitnehmers liegender UmstÃ¤nde (BSG SozR 2200 Â§ 1246 Nr 122, 123; BSGE
68, 277, 282 = SozR 3-2200 Â§ 1246 Nr 13 mwN). Es kommt insoweit auf die unter
AuÃ�erachtlassung derartiger Faktoren maÃ�gebliche "Einstiegslohngruppe" an (vgl
Senatsurteil vom 25. August 1993 â�� 13 RJ 25/92). Wie die Beklagte zu Recht
rÃ¼gt, hat das LSG auch insoweit keine tatsÃ¤chlichen Feststellungen getroffen.
Hierzu hÃ¤tte Veranlassung bestanden, weil der KlÃ¤ger bereits vor dem Ablegen
der FacharbeiterprÃ¼fung als Lager- und Transportarbeiter in die Lohngruppe 5
eingestuft war.

Bleibt es danach mÃ¶glich, daÃ� der vom KlÃ¤ger zuletzt ausgeÃ¼bte Beruf eines
Stahlkiesstrahlers lediglich der Gruppe mit dem Leitberuf des angelernten Arbeiters
zuzurechnen ist, dann erscheint es auch nicht als ausgeschlossen, daÃ� fÃ¼r den
rentenrechtlich maÃ�gebenden bisherigen Beruf an eine frÃ¼her versicherte
TÃ¤tigkeit anzuknÃ¼pfen ist. Nach den vorliegenden Tatsachenfeststellungen des
LSG ist nÃ¤mlich in Betracht zu ziehen, daÃ� vom KlÃ¤ger zuvor ein
hÃ¶herwertiger, also insbesondere der Facharbeitergruppe zuzuordnender Beruf
ausgeÃ¼bt worden ist, von dem er sich noch nicht "gelÃ¶st" hat.

Was eine mÃ¶gliche HÃ¶herwertigkeit anbelangt, so reichen die
berufungsgerichtlichen Feststellungen allerdings nicht aus, um den unmittelbar vor
der StahlkiesstrahlertÃ¤tigkeit ausgeÃ¼bten Maschinistenberuf der
Facharbeitergruppe zuzuordnen. Insoweit mangelt es wiederum ua an Aussagen
dazu, ob es sich bei diesem Beruf um einen Ausbildungsberuf handelte, wie die
konkrete TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers als Maschinist beschaffen war und ob die tarifliche
Eingruppierung ggf auf qualitÃ¤tsfremden Merkmalen beruhte.

DemgegenÃ¼ber ist jedenfalls davon auszugehen, daÃ� der TÃ¤tigkeit des
KlÃ¤gers als Lager- und Transportarbeiter entgegen der Auffassung der Beklagten
FacharbeiterqualitÃ¤t beizumessen ist. Der KlÃ¤ger verfÃ¼gt fÃ¼r diesen Beruf
Ã¼ber ein entsprechendes Facharbeiterzeugnis vom 17. Januar 1986. Unerheblich
ist, daÃ� er nicht die Regelausbildungszeit von 2 Â½ Jahren durchlaufen hat,
sondern das Facharbeiterzeugnis im Rahmen einer â�� besonderen â��
Erwachsenenausbildung erworben hat. GrundsÃ¤tzlich wird als Voraussetzung fÃ¼r
die Einstufung als Facharbeiter auf eine regelmÃ¤Ã�ige Ausbildungsdauer von
Ã¼ber zwei Jahren abgestellt (vgl zB BSG SozR 3-2600 Â§ 43 Nr 15). Dies schlieÃ�t
im Einzelfall eine kÃ¼rzere oder lÃ¤ngere Ausbildungsdauer nicht aus. So ist auch
nach dem Berufsbildungsgesetz eine AbkÃ¼rzung oder VerlÃ¤ngerung der
Ausbildungsdauer mÃ¶glich (vgl dort Â§ 29). Nichts anderes kann gelten, soweit
fÃ¼r bestimmte Personengruppen generell eine verkÃ¼rzte Ausbildung fÃ¼r einen
Beruf mÃ¶glich ist, dessen allgemeine Regelausbildung Ã¼ber zwei Jahren liegt (vgl
zum Erwachsenenberuf auch BSG SozR 3-2200 Â§ 1246 Nr 14).

An einen frÃ¼heren hÃ¶herwertigen Beruf ist bei der BU-PrÃ¼fung dann nicht
anzuknÃ¼pfen, wenn sich der Versicherte davon im Rechtssinne "gelÃ¶st" hat. Die
Aufnahme einer anderen TÃ¤tigkeit fÃ¼hrt indes nur zur LÃ¶sung vom frÃ¼heren
Beruf, wenn der neue Beruf versicherungsrechtlich relevant ist, dh die
Voraussetzungen erfÃ¼llt, die unabhÃ¤ngig von der frÃ¼heren Berufsentwicklung
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zum Erwerb eines versicherungsrechtlich geschÃ¼tzten Berufs fÃ¼hren. Der neue
Beruf muÃ� grundsÃ¤tzlich mit dem Ziel aufgenommen und ausgeÃ¼bt werden, ihn
weiterhin bis zum Eintritt der gesundheitlichen UnfÃ¤higkeit oder bis zur Erreichung
der Altersgrenze â�� also auf Dauer â�� auszuÃ¼ben. Deshalb fÃ¼hrt die nur
vorÃ¼bergehende Aufnahme einer anderen TÃ¤tigkeit nicht zum Erwerb eines
neuen Dauerberufs und damit nicht zum Verlust des alten Berufs (BSG SozR 2200
Â§ 1246 Nr 158 mwN; Senatsurteil vom 4. November 1998 â�� B 13 RJ 95/97 R -,
Umdruck S 7 f).

Eine LÃ¶sung vom bisherigen Beruf ist â�� wovon auch das LSG anscheinend
ausgeht â�� immer dann zu bejahen, wenn der rentenrechtlich relevante
Berufswechsel freiwillig erfolgt (vgl dazu BSG vom 26. Mai 1965 â�� 4 RJ 183/62).
Wurde die Arbeit dagegen gezwungenermaÃ�en aufgegeben, ist zu unterscheiden:
Waren dafÃ¼r gesundheitliche GrÃ¼nde verantwortlich, bleibt der Berufsschutz
erhalten, da sich insofern gerade das versicherte Risiko der gesetzlichen
Rentenversicherung verwirklicht hat (vgl BSGE 2, 182, 187; BSG SozR Nr 33 zu Â§
1246 RVO; BSG SozR 3-2200 Â§ 1246 Nr 38). DafÃ¼r ist nicht erforderlich, daÃ� die
gesundheitlichen GrÃ¼nde allein ursÃ¤chlich waren; ausreichend ist, daÃ� sie den
Berufswechsel wesentlich mitverursacht haben (BSGE 38, 14 ff = SozR 2600 Â§ 45
Nr 6). Lagen hingegen andere â�� insbesondere betriebliche â�� GrÃ¼nde vor, ist
eine LÃ¶sung im vorerwÃ¤hnten Sinne jedenfalls dann anzunehmen, wenn sich der
Versicherte sofort oder im Laufe der Zeit mit dem Wechsel abgefunden hat (vgl 
BSGE 15, 212, 214 = SozR Nr 16 zu Â§ 35 RKG aF; BSGE 46, 121, 123 = SozR Â§ 45
Nr 22; BSG, Urteil vom 30. Juli 1997 â�� 5 RJ 20/97). Ein endgÃ¼ltiges Sich-
Abfinden mit dem neuen nunmehr ausgeÃ¼bten Beruf kann auch im Laufe der Zeit
unter dem Druck der VerhÃ¤ltnisse erfolgen (vgl BSGE 46, 121 = SozR 2600 Â§ 45
Nr 22 mwN). Eine Ausnahme ist wiederum fÃ¼r den Fall zu machen, daÃ� das Sich-
Abfinden mit der dauerhaften AusÃ¼bung des geringerwertigen Berufs auf der
gesundheitlichen UnfÃ¤higkeit zur AusÃ¼bung des frÃ¼heren hÃ¶herwertigen
Berufs beruht (BSG SozR 2200 Â§ 1246 Nr 158).

Die bisherigen Feststellungen des LSG rechtfertigen nicht den SchluÃ�, der KlÃ¤ger
habe sich in diesem Sinne von allen vor der StahlkiesstrahlertÃ¤tigkeit
ausgeÃ¼bten, mÃ¶glicherweise hÃ¶herwertigen Berufen gelÃ¶st. Allerdings sind
keine Anhaltspunkte dafÃ¼r erkennbar, daÃ� er sich nicht von seinem zunÃ¤chst
ausgeÃ¼bten Beruf als Agrotechniker und dann von seinem sich daran
anschlieÃ�enden Beruf als Lager- und Siloarbeiter im Rechtssinne gelÃ¶st haben
sollte. In beiden FÃ¤llen spielten insbesondere gesundheitliche Probleme offenbar
keine Rolle. Zudem konnte sich der KlÃ¤ger jeweils finanziell verbessern.

Anders verhÃ¤lt es sich hinsichtlich der Aufgabe der TÃ¤tigkeit als Lager- und
Transportarbeiter. Das LSG hat insoweit eine Berufsaufgabe aus gesundheitlichen
GrÃ¼nden fÃ¼r mÃ¶glich gehalten und hierzu ausgefÃ¼hrt: Zwar spreche die
Bescheinigung der HautÃ¤rztin Dr. S dafÃ¼r, daÃ� der KlÃ¤ger die TÃ¤tigkeit als
Transport- und Lagerarbeiter aus gesundheitlichen GrÃ¼nden habe aufgeben
mÃ¼ssen. Doch habe er nach einer BeschÃ¤ftigung als Maschinist im AnschluÃ� an
die Ableistung des Wehrdienstes erneut sein TÃ¤tigkeitsfeld geÃ¤ndert und sei als
Stahlkiesstrahler tÃ¤tig geworden. Damit habe er sich von der TÃ¤tigkeit als
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Transport- und Lagerarbeiter gelÃ¶st. Insoweit ist in tatsÃ¤chlicher Hinsicht
offengeblieben, ob wirklich gesundheitliche Faktoren fÃ¼r den Wechsel auf den
Posten des Maschinisten eine Rolle gespielt haben und, wenn ja, ob diese fÃ¼r die
Aufgabe des Berufs als Lager- und Transportarbeiter oder nur fÃ¼r die Aufgabe der
im Betrieb konkret ausgeÃ¼bten TÃ¤tigkeit maÃ�gebend waren. Eine Aufgabe der
Lager- und TransportarbeitertÃ¤tigkeit aus gesundheitlichen GrÃ¼nden wÃ¤re nur
dann zu bejahen, wenn der KlÃ¤ger in diesem Beruf praktisch Ã¼berhaupt nicht
mehr arbeiten konnte (vgl BSG SozR 2200 Â§ 1246 Nr 130, 158; vgl auch BSG, Urteil
vom 15. November 1983 â�� 1 RJ 72/83). Den Gesamtfeststellungen des LSG ist nur
zu entnehmen, daÃ� der KlÃ¤ger nach der Aufnahme der TÃ¤tigkeit als Transport-
und Lagerarbeiter zunehmend an einem Handekzem litt, im November 1986 auf
einen Schonarbeitsplatz umgesetzt und dann ab MÃ¤rz 1987 als Maschinist
eingesetzt wurde. Sollte der KlÃ¤ger aus gesundheitlichen GrÃ¼nden gehindert
gewesen sein, in seinen frÃ¼heren Beruf als Lager- und Transportarbeiter
zurÃ¼ckzukehren, kommt eine spÃ¤tere LÃ¶sung â�� im Gegensatz zur Auffassung
des LSG â�� jedenfalls nicht allein deshalb in Betracht, weil sich der KlÃ¤ger in der
Folgezeit einem neuen Beruf â�� insbesondere dem des Stahlkiesstrahlers â��
zugewandt hat.

Was die Aufgabe der MaschinistentÃ¤tigkeit angeht, so hat â�� im Gegensatz zur
Auffassung des Berufungsgerichts â�� die Ableistung des Wehrdienstes sicher noch
keine LÃ¶sung von diesem Beruf bewirkt. Welche GrÃ¼nde dafÃ¼r maÃ�gebend
waren, daÃ� der KlÃ¤ger diese TÃ¤tigkeit anschlieÃ�end nicht wieder
aufgenommen hat, ist vom LSG nicht festgestellt worden, obwohl dies nach den
oben gemachten AusfÃ¼hrungen entscheidungserheblich sein kann.

Insgesamt ist damit nicht hinreichend geklÃ¤rt, welches der "bisherige Beruf" des
KlÃ¤gers ist und welche Wertigkeit diesem zukommt. Das wiederum lÃ¤Ã�t eine
Entscheidung des Senats darÃ¼ber nicht zu, ob das LSG das Vorhandensein in
Betracht kommender VerweisungstÃ¤tigkeiten zu Recht verneint hat.

Da der erkennende Senat die demnach noch erforderlichen Ermittlungen im
Revisionsverfahren nicht selbst nachholen kann (vgl Â§ 163 SGG), ist die Sache
gemÃ¤Ã� Â§ 170 Abs 2 Satz 2 SGG zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an
das LSG zurÃ¼ckzuverweisen.

Das LSG wird ua zu beachten haben, daÃ� auch bei bestehendem Berufsschutz als
Facharbeiter eine Verweisung des KlÃ¤gers auf die von der Beklagten benannte
TÃ¤tigkeit eines Wachmannes, die er tatsÃ¤chlich ausÃ¼bt, in Frage kommen
kÃ¶nnte. Im Gegensatz zur Auffassung des LSG ist es nicht mÃ¶glich, eine
gesundheitliche Unzumutbarkeit der TÃ¤tigkeit als Wachmann allein mit Hinweis auf
das Gutachten des Dr. G vom 24. MÃ¤rz 2000 zu verneinen. Aus dem Gutachten
ergibt sich, daÃ� nicht generell die Zumutbarkeit einer Nachtschicht fÃ¼r den
KlÃ¤ger verneint, diese vielmehr unter bestimmten Voraussetzungen fÃ¼r mÃ¶glich
gehalten wurde. Im Ã¼brigen wÃ¤re zu beachten, daÃ� dem Umstand einer
tatsÃ¤chlichen BerufsausÃ¼bung uU ein stÃ¤rkerer Beweiswert zukommt als den
diese TÃ¤tigkeit scheinbar ausschlieÃ�enden medizinischen Befunden (BSG SozR
2200 Â§ 1247 Nr 12 mwN). Dies wÃ¼rde nur dann nicht gelten, wenn der
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Versicherte eine solche TÃ¤tigkeit unter unzumutbaren Schmerzen, unzumutbarer
Anspannung seiner Willenskraft oder auf Kosten seiner Gesundheit ausÃ¼bte (BSG
SozR Â§ 1247 Nr 31). FÃ¼r diese Ausnahmen dÃ¼rfte aber kaum Raum bleiben,
wenn eine solche TÃ¤tigkeit â�� wie hier â�� Ã¼ber einen lÃ¤ngeren Zeitraum
ohne besondere gesundheitliche Folgen verrichtet wird.

Im Ã¼brigen wÃ¤re hinsichtlich der sozialen Zumutbarkeit einer
VerweisungstÃ¤tigkeit als Wachmann zu prÃ¼fen, ob diese TÃ¤tigkeit eine
angelernte, dh ein sonstiger Ausbildungsberuf mit einer Regelausbildungszeit von
(mindestens) drei Monaten bis zu zwei Jahren ist (vgl BSG SozR 3-2200 Â§ 1246 Nr
45). Insoweit weist die Beklagte auf eine Arbeitgeberauskunft hin, wonach fÃ¼r die
Eingruppierung in die Lohngruppe 3 eine Ausbildungszeit von drei Monaten
vorausgesetzt wird. Andererseits ergeben sich gegen eine Eingruppierung der
WachmanntÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers als angelernte TÃ¤tigkeit des unteren Bereichs
aufgrund einer anderen Arbeitgeberauskunft Bedenken, in der die Arbeitgeberin
den KlÃ¤ger als ungelernten Arbeiter eingestuft hat. Auch dieser Punkt wird vom
LSG ggf aufzuklÃ¤ren sein.

SchlieÃ�lich wird das LSG Ã¼ber die Kosten des Revisionsverfahrens zu
entscheiden haben.

Erstellt am: 25.08.2003

Zuletzt verändert am: 20.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                            11 / 11

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%203-2200%20§%201246%20Nr%2045
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%203-2200%20§%201246%20Nr%2045
http://www.tcpdf.org

